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[bookmark: _GoBack]RICHTLINIEN
FÜR DIE VERGABE VON GRUNDSTÜCKEN, WOHNUNGEN UND
HÄUSERN DURCH DIE GEMEINDE FÜGEN

Die nachstehend angeführten Richtlinien sind anzuwenden,
· wenn die Gemeinde Fügen eigene Grundstücke, eigene Wohnungen oder eigene Häuser an Private weitergibt und
· für Grundstücke, Wohnungen oder Häuser, für welche der Gemeinde Fügen das Vergaberecht zusteht.
· Ob für die Veräußerung oder Weitergabe einer Immobilie diese Richtlinie anzuwenden ist, hat der Gemeinderat jeweils im Einzelfall zu beschließen.
· Der Gemeinderat bekennt sich ausdrücklich bei Vorliegen der obigen Voraussetzungen zur Anwendung dieser Richtlinie. Es handelt sich dabei um eine freiwillige und unverbindliche Anwendung. Ein Rechtsanspruch besteht aber jedenfalls nicht.

Die jeweiligen Antragsteller haben die in der Richtlinie enthaltenen Voraussetzungen zu erfüllen.

A) Voraussetzung für die Vergabe, allgemeine Regelungen:

1. Die Vergabe erfolgt durch den Gemeindevorstand oder durch das vom Gemeinderat beauftragte Gemeindeorgan. Ein Rechtsanspruch auf die Vergabe besteht nicht.

2. Von der Vergabe ausgeschlossen werden jene Bewerber,
· die sich durch wissentlich irreführende Angaben im Bewerbungsverfahren einen Vorteil erschlichen haben und
· welche die Durchführung eines Lokalaugenscheines zur Erhebung der Wohnverhältnisse durch einen Beauftragten der Gemeinde nicht zulassen.

3. Die Vergabe erfolgt an volljährige Personen, die durchgehend seit mindestens fünf Jahren in Fügen mit Hauptwohnsitz gemeldet sind und auch in Fügen wohnen bzw. in den vergangenen 20 Jahren einmal durchgehend mindestens fünf Jahre in Fügen mit Hauptwohnsitz gemeldet waren und gewohnt haben.

4. Voraussetzung für die Bewerbung ist der Nachweis eines dringenden Wohnbedarfs. Dieser wird insbesondere dann angenommen, wenn der Antragsteller/die Antragstellerin den Wohnbedarf in Form eines Mietverhältnisses befriedigt oder die Wohnungsgröße als unzureichend erscheint.

5. Höchstalter für die Vergabe wird keines festgelegt.

6. Ein bestimmter Familienstand ist keine Voraussetzung.

7. Die Voraussetzungen des Wohnbauförderungsgesetzes müssen erfüllt werden.

8. Ausgeschlossen von einer Vergabe sind Personen, die Eigentum an einem Baugrundstück, an einer Wohnung oder an einem Haus besitzen. Sollte die Wohnung oder das Haus nach den Wohnbauförderungsrichtlinien für die betreffende Person bzw. für die betreffenden Personen zu klein sein, kann trotzdem eine Vergabe an diese Personen erfolgen. Miteigentum an einem Baugrundstück, an einer Wohnung oder an einem Haus stellt keinen Ausschließungsgrund dar.


9. Bei der Vergabe von Grundstücken, Wohnungen oder Häusern, die in das Eigentum übernommen werden, muss grundbücherlicher Eigentümer/grundbücherliche Eigentümerin am jeweiligen Objekt ausschließlich der Antragsteller/die Antragstellerin werden.

Bei der Vergabe von Mietobjekten muss Mieter/Mieterin ausschließlich der Antragsteller/die Antragstellerin werden.

10. Einzuhaltende Bebauungsfristen beim Kauf eines Grundstückes:
· Baubeginn spätestens fünf Jahre nach dem Grundkauf.
· Eine Verlängerung der Frist ist auf Antrag bei triftigen Gründen um 2 Jahre möglich.
· Der Hauptwohnsitz muss innerhalb von 5 Jahren ab Baubeginn begründet werden.

11. Der Antragsteller/die Antragstellerin muss in der zu beziehenden Wohnung oder im zu beziehenden Haus ab dem Tag des Bezuges den Hauptwohnsitz begründen und beibehalten.

12. Der Gemeinde ist ein Vorkaufsrecht an Grundstücken, an Wohnungen oder an Häusern, die in das Eigentum des Antragstellers/der Antragstellerin übernommen werden, für alle entgeltlichen und/oder unentgeltlichen Veräußerungen an der Liegenschaft einzuräumen, wodurch die Gemeinde das Recht erhält, das Vorkaufsrecht innerhalb von 90 Tagen auszuüben.

Für das Objekt (Grundstück, Wohnung, Haus) ist jener Vorkaufspreis zu bezahlen, um den das Objekt erworben wurde, zusätzlich einer Wertsicherung. Sollte sich zum Zeitpunkt der Ausübung des Vorkaufsrechtes auf einem unbebaut erworbenen Grundstück ein Gebäude befinden, ist dessen Wert von einem gerichtlich beeideten Sachverständigen zu schätzen und dem Preis für das Grundstück zuzuschlagen. Die Kosten der Schätzung bezahlt die Gemeinde.

Die Gemeinde ist berechtigt, eine dritte Person als Einlöseberechtigten namhaft zu machen.

Das Vorkaufsrecht ist in das Grundbuch einzuverleiben.

13. Der Gemeinde ist an Grundstücken, an Wohnungen oder an Häusern, die in das Eigentum der Antragsteller übernommen werden, ein Wiederkaufsrecht einzuräumen. Das Wiederkaufsrecht kann ausgeübt werden, wenn
a. die in Punkt 9 der Richtlinien enthaltenen Bebauungsfristen nicht eingehalten werden.
b. die in Punkt 10 der Richtlinien verlangte Verpflichtung zur Begründung und Beibehaltung des Hauptwohnsitzes nicht erfüllt wird, oder
c. wenn der Kauf des Grundstückes durch falsche bzw. unvollständige Angaben herbeigeführt wurde.

           Der Wiederkaufspreis entspricht jenem Preis, um den das Objekt (Grundstück, 
           Wohnung, Haus) erworben wurde, ohne eine Wertsicherung.

           Das Wiederkaufsrecht gilt zeitlich beschränkt für 30 Jahre und ist in das Grundbuch
           einzuverleiben. Sollte sich zum Zeitpunkt der Ausübung des Wiederkaufsrechtes an 
           einem unbebaut vergebenen Grundstück auf diesem Grundstück ein Gebäude befinden, 
           ist dessen Wert von einem gerichtlich beeideten Sachverständigen zu schätzen und 
           dem Preis für das Grundstück zuzuschlagen. Die Kosten der Schätzung bezahlt die 
           Gemeinde.

14. Alle Antragsteller werden von der Gemeinde in einer Liste geführt. Anhand der von der Gemeinde über den Erhebungsbogen und durch eigene Wahrnehmungen erlangten Informationen, werden den Antragstellern/den Antragstellerinnen Punkte zugewiesen. Die Zuweisung von Objekten (Grundstücken, Wohnungen, Häusern) erfolgt nach der jeweiligen Punktezahl, wobei Antragsteller/Antragstellerinnen mit der höchsten Punktezahl zuerst berücksichtigt werden. Bei gleicher Punktezahl wird Antragstellern/ Antragstellerinnen mit einer längeren Vormerkzeit Vorrang gegenüber Antragstellern/ Antragstellerinnen mit einer kürzeren Vormerkzeit gegeben. Auf den Bewerbungsunterlagen wird daher von der Gemeinde Eingangsstempel und Uhrzeit festgehalten. Bei zwei oder mehreren Antragstellern/Antragstellerinnen müssen die Voraussetzungen für alle Antragsteller/Antragstellerinnen vorliegen. In diesem Fall wird der Antragsteller/die Antragstellerin mit der höheren Punktezahl berücksichtigt.

15. Bewerbungen werden zwei Jahre lang in der Liste geführt. Nach Ablauf dieser zwei Jahre erlischt die Bewerbung. Das Löschen aus der Liste schließt eine neue Bewerbung nicht aus.

16. Sollte sich vor dem Beschluss des zuständigen Gemeindeorganes über die Vergabe eines Grundstückes, einer Wohnung oder eines Hauses Familienstand, Wohnungsanschrift, Anzahl der Personen, die derzeitige Wohnsituation usw. ändern, ist der Antragsteller/die Antragstellerin verpflichtet, diese Änderung der Gemeinde unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Die Punktevergabe wird entsprechend der Richtlinie neu angepasst.

17. Von einer Vormerkung bzw. von einer Vergabe sind Personen ausgeschlossen, deren bisheriges Verhalten in einer Hausgemeinschaft die Zuweisung eines Grundstückes, einer Wohnung oder eines Hauses für die neuen Nachbarn bzw. für die neue Hausgemeinschaft nicht zumutbar erscheinen lässt oder deren Fähigkeit zur Führung eines Haushaltes oder deren Eingliederung in die Hausgemeinschaft offensichtlich in Frage gestellt werden muss.

18. Zusagen der Gemeinde für Grundstücke, für eine Wohnung oder für ein Haus sind mit dem Beschluss des Gemeinderates oder mit dem Beschluss des vom Gemeinderat beauftragten Gemeindeorganes verbindlich.

19. Sollte jemand dreimal ein von der Gemeinde zugewiesenes Grundstück, eine Wohnung oder ein Haus abgelehnt haben, wird die bisherige Vormerkung gelöscht und es darf erst wieder ein Jahr nach der Löschung ein neuer Antrag gestellt werden.


B) Punktesystem zur Reihung der Bewerber:
a) Allgemeine Kriterien:

1) Hauptwohnsitz in Fügen:
· Hauptwohnsitz durchgehend in Fügen gemeldet 
· oder der Wegzug von Fügen liegt weniger als 3 Jahre zurück
· oder der Hauptwohnsitz war in den letzten 20 Jahren in Fügen (inzwischen verzogen)

ab 5 Jahren							1 Punkt
ab 10 Jahren							2 Punkte
ab 15 Jahren							3 Punkte

2) Familienverhältnisse:
Ehepaare bzw. eingetragene Partnerschaft				2 Punkte
Alleinerziehender Elternteil						2 Punkte
Lebensgemeinschaften (mindestens 1 Jahr im 	
gemeinsamen Haushalt gemeldet)					1 Punkt
Je Kind im gemeinsamen Haushalt gemeldet
(gekoppelt an den Bezug der Familienbeihilfe)			1 Punkte


3) Für jedes Familienmitglied, bei dem eine Minderung der Erwerbstätigkeit im Sinne des § 35 EstG 1988 ab einem Ausmaß von 55 % vorliegt, und/oder bei jedem haushaltsangehörigen Kind im Sinne des FLAG 1967							bis zu 2 Punkte

b) Kriterien, für die nur vom Gemeindevorstand Punkte vergeben werden können:

1) Besondere soziale Verhältnisse					höchstens 2 Punkte

2) Gemeinnützige, ehrenamtliche Tätigkeit im Dorfleben		1 Punkt


Der Bürgermeister
Mag. Dominik Mainusch e. h.
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